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Die Bevölkerungszahl in der Schweiz ist 2008 
so schnell gewachsen wie nie zuvor. Die Zu-
nahme betrug allein in einem Jahr 106‘700 
Personen. Daran hat auch die Wirtschaftskri-
se nichts geändert. So hat die Zuwanderung 
auch im ersten Halbjahr 2009 trotz Krise nicht 
abgenommen: Bis Juni sind erneut 49‘000 
Menschen eingewandert, dagegen haben 
nur 24‘900 unser Land wieder verlassen. Das 
heisst, dass die ausländische Bevölkerung um 
ein ganzes Prozent gewachsen ist. Dabei liegt 
der Ausländeranteil in der Schweiz schon bei 
22%. Die Bevölkerungszahl nähert sich rasant 
der 8 Millionen -Grenze. Das heisst in unserem 
Land hat sich die Bevölkerung in 100 Jahren 
verdoppelt! Kein Wunder gehört das Mittel-
land heute schon zu den am dichtesten be-
siedelten Regionen Europas. 
Die Auswirkungen bekommen wir tagtäglich 
zu spüren, allein schon in meinem Kanton.
Betrug die Zunahme der Bevölkerung im Jah-
re 2008 rund 5000 Personen, das heisst 3000 
mehr Autos, mehr Wohnungen, mehr Ener-
gie wurde nötig, wir stehen tagtäglich stun-
denlang im Stau, überall wird es eng und 
enger in unserem Land, die Agressionen neh-
men zu, ebenso die Gewalttaten, so kann es 
nicht mehr weiter gehen. Es kocht und bro-
delt überall wie in einem grossen Kessel, und 
krampfhaft wird versucht schön zu reden und 
den Deckel über alles zu halten, nur damit 
man keine Fehler eingestehen muss.
Kein Problem, erklärte uns der Bundesrat, als 
wir der Erweiterung der Personenfreizügig-
keit zustimmen sollten. Im Notfall könne man 
ja von der so genannten Ventil-Klausel Ge-
brauch machen, und überhaupt: Die Zuwan-
derung gehe in Zeiten schlechter Konjunk-

tur automatisch zurück. Und wie sieht jetzt 
die Realität aus? Wenige Monate nach der Ab-
stimmung stehen wir da mit einer Zuwande-
rung, die trotz Krise nicht zurück gegangen 
ist. Und mit einer Ventilklausel, die nicht an-
gewandt worden ist, weil der Bundesrat im-
mer noch glaubt, die Schweiz pro¢tiere von 
der Zuwanderung.
Dasselbe geschieht im Asylbereich. Da wurde 
uns im Rahmen der Schengen-Abstimmung 
weisgemacht, dass damit die Asylzahlen zu-
rückgehen würden, weil wir Personen, die in 
der EU schon ein Gesuch gestellt haben, wie-
der zurück  schicken können. Und wo stehen 
wir jetzt nach der Einführung von Schengen? 
Die Gesuchszahlen schnellen weiter in die 
Höhe.
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Die Zuwanderung kostet eindeutig mehr als 
sie bringt. Sie kostet uns Unsummen für Inte-
grationsmassnahmen, Übersetzungen, Schu-
lungen, Fördermassnahmen und Sozialaus-
gaben. Sie bringt unsere Lehrerschaft an ihre 
Grenzen, führt zu Gerichtskosten wegen Dis-
kriminierungsklagen und führt dazu, dass sich 
die Schweizer immer mehr als Bürger zweiter 
Klasse im eigenen Land fühlen.
Die Zuwanderung bringt aber auch zahl-
reiche weitere Probleme: Es muss immer mehr 
gebaut werden, und in der Folge gibt es im-
mer weniger Grün¥ächen. Es braucht immer 
mehr Transportmittel und entsprechend ent-
wickelt sich der CO2-Ausstoss, und es braucht 
immer mehr Arbeitsplätze, Krippenplätze und 
Ressourcen. Wo bleibt da der Aufschrei der 
sonst so aktiven grünen Lobby? Wo bleibt der 
Arbeitnehmerschutz der Sozialisten? Tatsache 
ist doch, dass die SVP die einzige Partei ist, die 
von Anfang an darauf hingewiesen hat, dass 

die Zuwanderung, wenn sie nicht 
in engen Schranken gehalten wird, 
mehr schadet als Wohlstand bringt.
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Trotz aller Probleme hat es der Bun-
desrat abgelehnt, 2009 die Ventil-
klausel geltend zu machen, um die 
Zuwanderung aus der EU zu brem-
sen. Dies ist besonders bedenklich, da 
die Zuwanderung nicht mehr von der 
Konjunktur abhängig ist. Die Bevölke-
rung nimmt also stetig zu, die Fläche 
der Schweiz allerdings naturgemäss 
nicht. Der Bundesrat wird auf Grund 
meiner Interpellation in der nächsten 

Session dazu Stellung nehmen müssen, wo 
aus seiner Sicht Wachstumsgrenze in Bezug 
auf die Bevölkerungszahl in der Schweiz vor 
dem Hintergrund des Landschaftsschutzes, 
der Sicherung der Fruchtfolge¥ächen, der In-
frastrukturkapazitäten und der Finanzen bzw. 
der Kosten für die Sozialwerke und Integrati-
onsmassnahmen, liegt. Er wird kaum darum 
herum kommen zuzugeben, dass die Zuwan-
derung primär negative Folgen hat. Inzwi-
schen haben Studien auch gezeigt, dass Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund doppelt 
so gewalttätig sind wie Schweizer Jugendli-
che ohne Migrationshintergrund.
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Der Bundesrat muss endlich einsehen, dass 
es so nicht weiter geht. Er muss so rasch als 
möglich die Ventilklausel in Bezug auf die 
Personenfreizügigkeit geltend machen und 
weitere Massnahmen ergreifen, um die Zu-
wanderung einzudämmen, insbesondere 
durch die Einschränkung des Familiennach-
zugs. Dazu gehört auch das konsequente 
Rückscha­en von Zweitgesuchstellern im 
Asylbereich und abgewiesenen Asylanten.  
Der Himmel über unserem Land mag noch 
weit sein, aber hier unten wird es langsam 
eng.

Von  
Nationalrätin  
Sylvia Flückiger,
Vorstandsmitglied 
PIKOM,
5040 Schöftland

Direkt aus Bern: PIKOM – die tun was!

Der Himmel über  
unserem Land…
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Von 
Walter Ostermeier, 
Freischaffender  
Journalist,  
9479 Oberschan 

Ein Land wird klein geredet – seine Bevöl-
kerung wird als rückständig erklärt – seine 
Regierung als unfähig befunden – die Ban-
ken als Kriminelle verschrien – anders den-
kende als Rassisten gebrandmarkt – für ein 
Land mit solchen Voraussetzungen muss das 
Schlimmste vermutet werden: – das Schlimm-
ste, das diesem Land widerfahren kann ist, 
dass die Einwohner ihr Land verlassen wer-
den um sich eine neue Heimat zu suchen, um 
dort eine neue Identität anzunehmen. Doch 
überall stossen sie auf Abwehr, niemand will 
sie aufnehmen, verzweifelt kehren sie in ihre 
alte Heimat zurück und fragen sich, was alles 
in ihrem Lande falsch gelaufen ist. Ihre Väter 
waren doch einst stolz darauf gewesen, raue 
Hände und eine raue Sprache zu haben. Ver-
trauenswürdige Menschen, denen ihr Wort 
ihre Ehre war.
Was ist mit diesem einst stolzen Land gesche-
hen? Was hat seine Stärken so einbrechen las-
sen? Es ist der Wohlstand. Die Fehleinschät-
zung, zwei Kriege überlebt zu haben. Die 
Fehleinschätzung, durch die geleistete hu-
manitäre Hilfe  Freunde gewonnen zu ha-
ben. Dieses Land hat wie kein zweites alle bei 
sich aufgenommen, zahlt hohe Bleibekosten, 
Schulungskosten, Krankenkosten, Heiratsver-
mittlungskosten für die Zusammenführung 
verschiedener Kulturen. Es übernimmt ein-
fach alles und diskriminiert dabei viele sei-
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Die Schweiz – eine sinkende  
Insel

Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger
 
Unsere Heimat ist bedroht. Die allgegen-
wärtige, stetig zunehmende Überfrem-
dung gefährdet die Schweizer Identität in 
den Grundmauern. Jahr für Jahr strömen 
Tausende von Fremdvölkern in unser Land. 
Immer weitere Teile der Bevölkerung zei-
gen sich besorgt.
Die Probleme spitzen sich durch masslose 
Einbürgerungen zu. Seit das Volk ausge-
schaltet ist, schalten die «Schweizerma-
cher» auf Serienproduktion. Allein im Jahr 
2008 wurden in der Schweiz über 45’000 
Ausländer eingebürgert. Das sind knapp 
0,6 Prozent der Bevölkerung. Seit 1996 gab 
es 400’000 Einbürgerungen zu verzeich-
nen. Zwischen Mai 2008 und April 2009 
nahm die Zahl der Einbürgerungen gegen-
über dem Vorjahr um 14 Prozent zu. Kein 
Land der Welt verschleudert sein Bürger-
recht derart wie die Schweiz.
Was sind die Gründe? Für die Einbürge-
rungswilligen haben sich die Kosten mas-
siv verbilligt, die Hürden wurden in den 
letzten Jahren gesenkt. Da nicht mehr die 
Bürger, sondern die Politiker einbürgern, 
ist mit einem weiteren Anstieg der Quo-
ten zu rechnen.
Wir können uns wehren!
Sind wir dagegen wehrlos? NEIN! Die Ge-
meinden veröffentlichen alle Einbürge-
rungsgesuche. Wir Bürger haben das 
Recht, Ablehnungsgesuche zu machen, 
wenn wir nicht einverstanden sind. Von 
diesem Recht müssen wir viel mehr Ge-
brauch machen. Das einbürgernde Ge-
meindeorgan (Kommission, Gemeinde-
rat etc.) hat die Pflicht, Ihre Einwände zu 
prüfen und in ihr Urteil mit einzubeziehen.
Sie sind aufgefordert zu handeln, wenn 
sich kulturfremde, nicht integrierte Aus-
länder unseren Pass ungerechtfertigt er-
schleichen wollen. (Siehe Beispiel Seite 3).

Anian Liebrand, 6215 Beromünster

Nehmen Sie 
Verantwor-
tung wahr!

Einschreiben
An Vorname Nachname, Präsident/in Einbürgerungskommission, Adresse, PLZ/Ort

Absender:
	
	

Ort, Datum

Ablehnung der Einbürgerungsgesuche

Sehr geehrte/r ____________________

Ich beziehe mich auf die Mitteilungen der Bürgerrechtskommission von _____________ (Gemeinde), welche im ________________ (Mittei-
lungsorgan) vom ____________ (Datum) veröffentlicht wurden. Darin ersuchen einmal mehr ausschliesslich Personen aus dem Balkan um 
Erteilung unseres Gemeindebürgerrechts. Ihnen als Präsident der Bürgerrechtskommission obliegt die grosse Verantwortung, zusammen 
mit den weiteren Mitgliedern über die Gesuche zu entscheiden.

Ich beantrage hiermit, die Einbürgerungsgesuche der nachfolgend namentlich aufgeführten Personen abzuweisen. Ich bitte Sie, mein Schrei-
ben den weiteren Kommissionsmitgliedern vorzulesen. Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes darf mein Name nicht genannt werden.

Ich sehe es als meine staatspolitische Verpflichtung an, Ihnen meine Erfahrungen mitzuteilen. In den untenstehenden Zeilen begründe ich 
meinen Antrag.

Vorbemerkungen
Ich rufe in Erinnerung: Das Schweizer Bürgerrecht ist mit vielen, weltweit einzigartigen Rechten aber auch Pflichten verbunden. Die Einge-
bürgerten erhalten unter anderem einmalige demokratische Mitbestimmungsrechte (Wählen, gewählt werden, Referenden und Initiativen 
starten). Mit einer Einbürgerung „bürgen“ die Schweizer Stimmbürger für jene Person, die neu in den Bund der Eidgenossen eintritt. Auf der 
ganzen Welt sind die Messlatten für Einbürgerungen sehr hoch. Und: Es gibt nirgends einen Rechtsanspruch auf eine Einbürgerung, auch 
in der Schweiz nicht. Wer Kritik anbringt und diese auch begründet, ist noch lange kein Fremdenfeind.

Angesichts unseres hohen Bürgerrechts-Standards ist es in unser aller Interesse, wirklich nur jene Personen einzubürgern, welche auch in 
unserer Schweiz integriert sind. Dazu gehört es, dass sie unseren staatspolitischen Aufbau, die demokratischen und gesellschaftlichen Wer-
te verinnerlicht haben und diese auch aktiv leben. Im Jahr 2008 wurde schweizweit über 45‘000 Ausländern das Schweizer Bürgerrecht er-
teilt. Das ist eine sehr hohe Quote. Es dürfte unbestritten sein, dass die Bürger mitentscheiden sollen, wer eingebürgert wird. Ich begrüsse 
es sehr, dass Sie die Stimme des Volkes ernst nehmen.
 
Ablehnungsgründe
1. � Die gesuchstellende Familie/Person ____________ (Name) ist/sind nicht genügend integriert. Sie zeigen in unserer Gemeinde keine oder 

nur wenige gesellschaftliche Aktivitäten, sind also in örtlicher Sicht nicht integriert.
2. � Im täglichen Umgang stelle ich fest, dass den Personen die schweizerischen Gewohnheiten und Werte weitgehend nicht vertraut sind. 

Sie pflegen auch kaum oder nur wenig Kontakt zur einheimischen Bevölkerung.
3. � Die ______________ (Familie/Name) ist/sind bei der Bevölkerung bekannt für ihre machohaften, kulturfremden Strukturen.
4. � Die gesuchstellenden Personen vermögen sich trotz bereits langem Aufenthalt in der Schweiz nur ungenügend zu verständigen. Auch 

dies weist auf eine mangelnde Integration hin und erklärt sich wohl damit, dass sie den Kontakt zur einheimischen Bevölkerung scheuen.
5. � Der gesuchsstellende _______________ (Name) ist mir aus dem persönlichen Umgang bestens vertraut. Im Gegensatz zu seinen weiteren 

Familienmitgliedern hatte er sich früher in einem Verein beteiligt. Er fiel dort durch sein unanständiges, unflätiges sowie gewaltbereites 
und –verherrlichendes Verhalten auf. Er lieferte sich mehrere Prügeleien. Besonders in der Gruppe zeigt er grosses Aggressionspotenzi-
al. Im Ausgang fällt er wiederholt durch Pöbeleien auf. Die Eltern verpassten es offensichtlich, ihm und den Kindern allgemein eine opti-
male, unseren Sitten entsprechende Erziehung mit auf den Lebensweg zu geben.

	� Auch die weiteren Geschwister wachsen in einem unassimilierbaren Umfeld auf und sind geprägt durch die patriarchalischen Familien-
strukturen. Ich empfände eine Bürgerrechts-Erteilung an _______________ (Name) sowie seine Familie als Affront.

Aus diesen Gründen empfehle ich die Abweisung der geschilderten Gesuche. Ich verlange zudem die Prüfung der Strafregisterauszüge so-
wie der polizeilichen Akten aller Einbürgerungswilligen. Insbesondere bei _______________ (Name) ist dies unbedingt einzusehen. (We-
gen schwerer Vergehen). Vorbestrafte haben kein Recht auf Einbürgerung. Wenn Ihnen die erwähnten Dokumente nicht zugänglich sind, 
ist dies ein unhaltbarer Missstand.

Ich bitte Sie, die Diskussion an Ihren Sitzungen zu eröffnen, sobald Sie meine Gründe vorgelesen haben und dann über das Gesuch abstim-
men zu lassen.

Im Übrigen bitte ich Sie, den Eingang dieses Antrages zu bestätigen.

Mit freundlichen Grüssen

_____________________________

ner Bürger direkt und indirekt. Doch die An-
erkennung ist ausgeblieben, das Gegenteil 
ist eingetreten, aus Freunden wurden Nei-
der und Neider sind gefährlich. Der Wohl-
stand hat dieses Land eingeschläfert und sei-
ne grossen Errungenschaften zerrinnen nun 
wie das Eis in den Bergen. 
Heute nach über siebenhundert Jahren sind 
wir eine sinkende, schutzlose Insel.
Die UNO hat sich einst in diesem Land einge-
nistet, um dieses Land zu entwickeln und es 
auf den von der UNO angestrebten Level zu 
bringen, und trotzdem nicht ohne Eigennutz, 
wusste doch die UNO, dass dieses Land als 
eines der wenigen Mitglieder ein pünktlicher 
Zahler war. Sogar Soldaten sollten vor der Kü-
ste vor Somalia ausgebildet und trainiert wer-
den, doch die Einwohner dieses Landes ge-
nügten den Anforderungen der UNO nicht. 
Stattdessen sah sich die UNO gezwungen, 
dieses Land in mindestens zwanzig Punkten 
zu verurteilen. Einige der Punkte waren, dass 
Diskriminierungen gegen andersdenkende 
Schweizer stetig zugenommen haben.
Sogar ein Steinwurf gegen einen Gläubigen 
aus Jerusalem habe durch die Polizei nicht 
verhindert werden können. Ein Zentrum für
Menschenrechte unter der Leitung des Medi-
enprofessors Jositsch wurde von der UNO als 
ungenügend beurteilt, da zu wenig einheimi-
sche Professoren berücksichtigt wurden und 
somit die nötige Quote des Schutzes für Ein-
heimische nicht gewährt worden wäre. Somit 
wären die hohen Saläre nicht im Land geblie-
ben sondern als Kaufwertverlust abgeflos-
sen und womöglich als Schwarzgelder in Ita-
lien angelegt worden. Dies wiederum hätte 
dann Tremonti in Verlegenheit gebracht, ist 
er doch sehr darauf bedacht, keine unversteu-
erter Gelder aus diesem Land in Italien anle-
gen zu lassen.
International ist dieses Land nicht würdig, 
bei Entscheidungen der Grossen mitreden 
zu können. So geschehen am Kopenhagener 
Klimagipfel. Nur bescheidene 150 Milliarden 
Franken werden jährlich benötigt, damit die 
hoch bezahlten Wissenschaftler (Jahresgehalt 
350’000 ohne Spesen) und die getreuen Bo-
ten die Welt bereisen zu lassen um später ihre 
nie veröffentlichten Studien in einem Keller 
unter Verschluss zu begraben.
Die UNO zieht ihre Truppen aus Afghanistan 
zurück um sie an einen sichereren Ort zu brin-
gen. Wie viele es sind, wird nicht bekannt ge-
geben. Sind es 200 oder 500 oder gar 1000 
oder mehr? Um was für Leute es sich dabei 
handelt, kann man nicht in Erfahrung brin-
gen. Mit einem über 100’000 Mann starken 
Heer soll dem afghanischen Volk ein pulveri-
sierter Frieden gebracht werden. Das Desaster 
und die vernichtende Niederlage des UNO-
Mandats liegt nicht in weiter Ferne.
In zwanzig Jahren wird es die Insel nicht mehr 

Beispiel

geben. Vielleicht einen Teil davon. Unwillige 
Kantone, die sich gegen die Bevormundung 
wehren. Das Handwerk und die Landwirt-
schaft sind ausgestorben. Dafür gibt es Zehn-
tausende Studienabgänger, Zehntausende 
von Professoren, aber keine Schüler mehr. 
Die Professoren lehren die Professoren und 
schreiben Studien, wie es damals gewesen 
sein muss, als es in diesem Land noch funk-
tioniert hat.
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Leserbriefe
Für einmal bin ich mit den Grünen (Girod/Gilli) ei­
nig, denn sie nehmen die Überbevölkerung der 
Schweiz ins Visier mit der Meinung, dass dieser 
entgegengetreten werden muss. Die SVP «be­
ackert» dieses Thema zwar schon geraume Zeit, 
hingegen wird es entweder verschwiegen oder 
als populistisch abgetan. Und nun scheint es, da 
grün angestrichen, plötzlich aktuell und diskussi­
onswürdig zu sein. Und in der Tat, wir stehen heu­
te bei 7,7 Millionen Einwohnern und diese Zahl 
nimmt täglich zu. Zurückzuführen ist dies einer­
seits auf eine vollkommen verfehlte Bundespo­
litik bezüglich Einwanderung, andererseits auch 
infolge des langjährigen Hungers unserer Wirt­
schaftsleute nach Wachstum. Aber wohin führt 
dieses für den Grossteil der Schweizer Einwohner 
unbestritten wohlstandsmehrende Wachstum? 
Die Folgen sind nun u. a.: Überbevölkerung; Zu­
betonierung weiter Landstriche infolge des gros­
sen Bedarfs an Wohnraum und damit Zerstörung 
der Landschaft; Überbeanspruchung unserer In­
frastruktur, d. h. überfüllte Strassen und Züge; zu­
nehmende Luftverschmutzung und Verbrauch 
von Ressourcen; Schulen mit immer mehr fremd­
sprachigen Kindern als Einheimischen; Kriminali­
tät; durch Zuwanderung ungebildeter Personen 
nun Arbeitslosigkeit speziell in dieser Schicht 
und demzufolge grösster Druck auf unsere So­
zialwerke, sowie Verlust unserer Identität. Dies 
nur einige der Punkte, die wir z. T. tagtäglich an­
treffen und spüren.
Daraus folgt, dass man sich die Frage stellen 
muss, wie viel Zuwanderung und wie viel Bevöl­
kerung die Schweiz überhaupt vertragen kann. 
Anstatt Mittel und Wege zu suchen, wie Stras­
se und Schiene erweitert werden können und 
wo allenfalls noch Bauland verfügbar ist, sollten 
sich unsere Politiker endlich dieser Frage rasch 
und seriös widmen. Unmittelbar wäre z. B. die Zu­
wanderung auf das allerkleinste Mass zurückzu­
binden und auf nur allerbeste und notwendige 
Fachkräfte zu beschränken. Die Industrie sollte 
sich auf «Swiss Quality» und Innovation ausrich­
ten und dort, wo Expansion notwendig oder ge­
wünscht ist, diese wenn möglich im Ausland vor­
nehmen. Klar, dies ist sicher nicht populär und 
dass dies auch einfacher gesagt ist als getan wer­
den kann, ist nicht von der Hand zu weisen. Aber 
wenn wir unseren Nachkommen eine lebens­
werte Schweiz mit all ihrer Schönheit zurücklas­
sen wollen, so kommen wir nicht um konkrete 
und unfreundliche Massnahmen herum. Andern­
falls werden wir in wenigen Jahrzehnten die 10 
Millionen Grenze überschreiten – und dann??

Heiny Züger, 2563 Ipsach

Noch zum Umweltschutz:
Wer hat jemals geahnt, dass einer bei den «Grü­
nen» erkennt, dass Einwanderung und Umwelt­
schutz in Zusammenhang stehen? Bekanntlich 
hat die Grüne Partei stets die Ja-Parole für die Per­
sonenfreizügigkeit empfohlen. Das Ja zur Perso­
nenfreizügigkeit hat uns eine Einwanderung von 
100’000 Personen allein im letzten Jahr gebracht.

Kurt Koller, 9620 Lichtensteig (SG)

Bundesamt für Migration BFM, Statistikdienst Ausländer, CH-3003 Bern-Wabern

Bestand der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung
nach Staatsangehörigkeit
Ende Dezember 2007 und 2008

Staatencode Staatsangehörigkeit 2007 2008

Absolut In % 
Gesamttotal 1 570 965 1 638 949  67 984   4.3 
 Europa Total 1 371 742 1 430 461  58 719   4.3 
  EU-27 und EFTA-Staaten  960 785 1 026 495  65 710   6.8 
   EU-27-Staaten  957 439 1 023 032  65 593   6.9 
204 Belgien  9 491  10 045   554   5.8 
205 Bulgarien  2 138  2 224   86   4.0 
206 Dänemark  3 764  4 001   237   6.3 
207 Deutschland  201 889  233 352  31 463   15.6 
211 Finnland  2 652  2 951   299   11.3 
212 Frankreich  77 433  85 596  8 163   10.5 
214 Griechenland  5 854  6 088   234   4.0 
215 Grossbritannien  28 712  31 925  3 213   11.2 
216 Irland  2 117  2 400   283   13.4 
218 Italien  289 589  290 020   431   0.1 
223 Luxemburg  1 087  1 183   96   8.8 
224 Malta   100   119   19   19.0 
227 Niederlande  16 980  18 053  1 073   6.3 
229 Österreich  33 994  35 495  1 501   4.4 
230 Polen  7 336  8 944  1 608   21.9 
231 Portugal  182 324  196 168  13 844   7.6 
232 Rumänien  3 957  4 306   349   8.8 
234 Schweden  6 597  7 036   439   6.7 
236 Spanien  65 052  64 393 -  659 -  1.0 
240 Ungarn  4 265  5 042   777   18.2 
242 Zypern   121   134   13   10.7 
243 Slowakei  3 937  4 808   871   22.1 
244 Tschechien  4 157  4 534   377   9.1 
251 Slowenien  2 260  2 325   65   2.9 
260 Estland   210   271   61   29.0 
261 Lettland   844   958   114   13.5 
262 Litauen   579   661   82   14.2 
   EFTA-Staaten  3 346  3 463   117   3.5 
217 Island   137   138   1   0.7 
222 Liechtenstein  1 662  1 682   20   1.2 
228 Norwegen  1 547  1 643   96   6.2 
   EU-Kandidaten  170 444  167 481 - 2 963 -  1.7 
239 Türkei  72 633  71 692 -  941 -  1.3 
250 Kroatien  37 844  36 125 - 1 719 -  4.5 
255 Mazedonien  59 967  59 664 -  303 -  0.5 
   Übriges Europa  240 513  236 485 - 4 028 -  1.7 
201 Albanien  1 097  1 096 -  1 -  0.1 
202 Andorra   12   10 -  2 -  16.7 
226 Monaco   13   8 -  5 -  38.5 
233 San Marino   21   21   0   0.0 
241 Vatikanstadt   0   0   0   0.0 
248 Serbien  187 365  179 996 - 7 369 -  3.9 
252 Bosnien-Herzegowina  39 281  37 488 - 1 793 -  4.6 
254 Montenegro   8   263   255  3 187.5 
256 Kosovo   0  3 582  3 582            *
263 Moldova   544   608   64   11.8 
264 Russland  7 675  8 510   835   10.9 
265 Ukraine  3 870  4 215   345   8.9 
266 Belarus   627   688   61   9.7 
 Afrika  47 078  49 923  2 845   6.0 
 Amerika  61 288  65 028  3 740   6.1 
  Nordamerika  20 220  21 724  1 504   7.4 
  Zentralamerika  10 993  11 389   396   3.6 
  Südamerika  30 075  31 915  1 840   6.1 
 Asien  87 627  89 950  2 323   2.7 
 Ozeanien  3 005  3 300   295   9.8 
 Staatenlos, Staat unbekannt   225   287   62   27.6 

Veränderung zum Vorjahr


